e 
Geſetz Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(No. 1518.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten Maͤrz 1834. wegen des Aggravations⸗ 
Rechtsmittels bei allen gegen Civilbeamte eingeleiteten Kriminal- Unter: 
ſuchungen. 8% 


„Ich habe auf den Antrag der Juſtizminiſter und nach dem Gutachten der aus ½ꝑ 


Mitgliedern des Staatsraths von Mir ernannten Kommiſſion feſtgeſetzt, daß“ er ee 


auch in den wider Civilbeamte, es ſey wegen Dienſtvergehen oder wegen Mei 
meiner Verbrechen, eingeleiteten Kriminal⸗Unterſuchungen dem Departementʒ⸗⸗ 
Chef des Beamten, ſowohl im Falle der Freiſprechung als wegen zu gelinde 
erſcheinender Beſtrafung, das in fiskaliſchen Unterſuchungen zulaͤſſige Rechtsmit⸗ 
tel geſtattet und das in der Prozeß⸗Ordnung Tit. 35. 9. 98. 99. 100. vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren mit nachſtehenden, in beiden Formen der Unterſuchung zu 
beobachtenden Modifikationen in Anwendung gebracht werden ſoll. 5 

1) Das Rechtsmittel muß binnen drei Monaten nach Eroͤffnung des SK ee 
kenntniſſes angemeldet werden, widrigenfalls die Rechtskraft eintritt. N ua 

2) Wenn der Beamte wider das Erkenntniß das Rechtsmittel der weitern!“ — . Be a 
Vertheidigung einwendet, fo iſt über daſſelbe und über das Rechtsmittel S. ell . K. c. ae, 
der Aggravation gleichzeitig zu erkennen. er . 

3) Dem Beſchuldigten ſteht es im Aggravations⸗Verfahren frei, ſtatt der E e 0 ee S. 
ſchriftlichen Beantwortung (§. 98.) die Vernehmung zum Protokoll bei ee ee, eee. 
dem Gerichte nachzuſuchen. - UN TE EUER 

4) Neue Thatſachen und neue Beweismittel (J. 99.) Finnen in dieſer zwei⸗ tr e SA, ud, 
ten Inſtanz angeführt werden. . e! „„ w. Kin A 

5) Wird das erſte Urtheil zum Nachtheil des Beſchuldigten geändert, ſo , ene, „ 

bleibt ihm das Rechtsmittel der weitern Vertheidigung in allen Faͤllen = eee dee, e Fr 73 
dagegen offen. ee URL, 

6) Auf Diefes, gegen ein verſchaͤrftes Urtheil eingelegte Rechtsmittel des 9 FH eee ee, 
Deamten foll im ganzen Umfange der Monarchie der Ober⸗Appellations⸗ = re ie 7 hen 

Senat des Kammergerichts das Urtheil abfaſſen, weshalb Ich zugleich . 
79 für den Gerichtsbezirk des Kammergerichts verordne, daß in den Faͤllen, 
Jahrgang 1834. (No. 1518.) L a in 


eee, dee. 


(Ausgegeben zu Berlin den 20ften Mai 1834.) 


„ 

in welchen nach der Vorſchrift des $. 98. J. c. bei dem beſtehenden In⸗ 
ſtanzenzuge der Ober⸗Appellationsſenat die zweite Inſtanz bildet, die Ent⸗ 
ſcheidung, die in erſter Inſtanz dem Kriminalſenat gebuͤhrt, in zweiter 
Inſtanz an den Inſtruktionsſenat übergehen ſoll. x 

35) Wird das Urtheil der erſten Inſtanz auf das Rechtsmittel der Aggrava⸗ 
tion in zweiter Inſtanz beſtaͤtigt, ſo iſt wegen der Koſten die Beſtimmung 
der Prozeß⸗Ordnung im $. 102. Tit. 35. zu befolgen. 

Dieſe Vorſchriften ſollen mit dem Iſten Junius des laufenden Jahres 
eintreten, und in den gegen Civilbeamte eingeleiteten Unterſuchungen auf alle 
Erkenntniſſe anzuwenden ſeyn, ſeit deren Publikation am Iſten Junius noch 
nicht drei Monate verfloſſen find. Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtim⸗ 
mungen durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 25ſten März 1834. N 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Jo. 1519.) 


— 65 — 
(No, 1519.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom Zten April 1834., betreffend die Wiederverlei⸗ 
hung der Kriegsdenkmuͤnze. ER 


RT 

A; beſtimme auf die Mir vorgelegte Anfrage, daß die Wiederverleihung der 
Kriegsdenkmuͤnze unter allen Umſtaͤnden Meiner Beſtimmung vorbehalten bleibt, 
und in betreffenden Faͤllen, auch wenn die Nationalkokarde wieder verliehen ſeyn 
ſollte, jedesmal ſpeziell an Mich hierüber zu berichten iſt, dergeſtalt, daß mit der 
Wiederverleihung der Nationalkokarde die Wiederverleihung der Kriegsdenk⸗ 
muͤnze nicht immer von ſelbſt verbunden iſt. Zugleich will Ich in Verfolg Mei⸗ 
ner Order vom 30ſten Oktober 1814. hierdurch feftfegen, daß von den Behoͤr⸗ 
den ein Antrag auf Wiederverleihung der Kriegsdenkmuͤnze nur dann nicht ge⸗ 
macht werden ſoll, wenn das betreffende Individuum zur Ausſtoßung aus dem 
Soldatenſtande verurtheilt worden iſt. Ich trage Ihnen auf, dieſe Beſtimmun⸗ 
gen durch die Geſetz-Sammlung bekannt machen zu laſſen. 

Berlin, den Zten April 1834. 5 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Kamptz und Muͤhler und den 
a General⸗Lieutenant v. Witzleben. 


(No. 1519—1520) 8 | (No. 1520.) 


‘ 
BEE 


(No, 1520.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten April 1834., betreffend die Beſtimmung, 

8 daß die Plaͤne von Feſtungen und ihrer Umgegend von allen Maaßſtaͤben, 
wenn deren Herausgabe beabſichtigt wird, kuͤnftig nur der Cenſur des 
General-Inſpekteurs der Feſtungen, Generals der Infanterie von Rauch 
und des Chefs des Generalſtaabes der Armee, General-Lieutenants Krau⸗ 
ſeneck, e ſeyn ſollen. 


f \ Jo beſtimme, daß die Pläne von Feſtungen und ihrer Umgegend von allen 


Maaßſtaͤben, wenn deren Herausgabe beabſichtigt wird, kuͤnftig nur der Cenſur 
des General-Inſpekteurs der Feſtungen, Generals der Infanterie v. Rauch und 
des Chefs des Generalftaabes der Armee, General-Lieutenants Krauſeneck, un: 
terworfen ſeyn ſollen, und trage dem Staatsminiſterium auf, dieſe We 
durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 18ten April 1834. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


